
II. Entscheidungen anderer Gerichte
Zivilrecht und Familienrecht

§ 30 VO über die Wahrung der Rechte der Werktäti­
gen und über die Regelung der Entlohnung der Ar­
beiter und Angestellten vom 20. Mai 1952 (= Berliner 
VO vom 3. Juni 1952); §§ 404, 412 BGB.

Hat ein Arbeiter oder Angestellter den ihm aus 
einer Körperverletzung erwachsenen Schadensersatz­
anspruch gegen den Schädiger an seinen Betrieb oder 
dessen Inhaber zum Ausgleich für den während der 
Arbeitsunfähigkeit gezahlten Lohnanteil durch Rechts­
geschäft abgetreten, so hat der abgetretene Anspruch 
den gleichen Inhalt wie ein kraft Gesetzes überge­
gangener Anspruch.

Stadtgericht Berlin, Urt. vom 27. Januar 1953 — 1 S
591/52.

Der bei der Klägerin beschäftigte Maurer S. war wegen 
eines Furunkels an der Hand beim Beklagten in ärztlicher 
Behandlung. Durch einen vom Beklagten vorgenommenen 
Eingriff erlitt S. Verbrennungen, die ihn für vier Wochen ar­
beitsunfähig machten. Er erhielt für diese Zeit von der Firma 
den Differenzbetrag zwischen dem Krankengeld und 90 % 
seines Nettolohnes in Höhe von 310,56 DM. Für diesen Betrag 
verlangt die Klägerin vom Beklagten Ersatz aus Abtretung so­
wie aus eigenem Recht.

Der Beklagte bestreitet seine Schadensersatzpflicht. Er trägt 
u. a. vor, daß S. sich aus dem Gesichtspunkt der Vorteilsaus­
gleichung die Leistungen der Klägerin an ihn anrechnen lassen 
müsse, da der Forderungsübergang kraft Gesetzes erst durch 
die VO vom 3. Juni 1952 eingetreten sei, das schädigende Er­
eignis aber vor diesem Zeitpunkt liege.

Hierzu führt das Stadtgericht anläßlich der Zurückweisung 
der Berufung des Beklagten folgendes aus:

Aus den G r ü n d e n :
Mit Recht geht das Amtsgericht zunächst davon aus, 

daß eine fahrlässige Handlung des Beklagten vorliegt, 
die ihn sowohl aus Vertrag wie auch aus unerlaubter 
Handlung zum Schadensersatz verpflichtet. Der Be­
klagte hat dies in der Berufungsinstanz auch nicht 
mehr bestritten.

Durch die Verordnung über die Wahrung der Rechte 
der Werktätigen und über die Regelung der Entloh­
nung der Arbeiter und Angestellten vom 20. Mai 1952 
für das Gebiet der Deutschen Demokratischen Repu­
blik und vom 3. Juni 1952 für das Gebiet des demo­
kratischen Sektors von Groß-Berlin wurden erstmalig 
in Deutschland allen Werktätigen, Arbeitern und An­
gestellten bei Arbeitsunfähigkeit infolge Krankheit 
Bezüge in Höhe von 90 Prozent ihres Nettover­
dienstes für die Dauer von sechs Wochen gesichert. 
Diese Bestimmungen stellen einen Teil der ständigen 
Verbesserung der Lebenslage unserer Bevölkerung 
dar, dienen der Sicherung der Werktätigen, sind Aus­
druck eines Grundprinzips unseres Staates, der Sorge 
um den Menschen. Die Verordnung zog durch die ge­
setzliche Kodifizierung einen gewissen Schlußstrich 
unter eine Entwicklung, die sich in Teilen unserer 
Wirtschaft bereits seit längerem vollzogen hatte. So 
war z. B, auch bei der Klägerin die Zahlung der Diffe­
renz zwischen Krankengeld und 90 Prozent des Netto­
verdienstes bereits vor Erlaß der Verordnung vom
3. Juni 1952 tarifvertraglich geregelt.

§ 38 der genannten Verordnung bestimmt, daß Scha­
densersatzansprüche, die Arbeiter oder Angestellte auf 
Grund gesetzlicher Bestimmungen wegen Arbeitsun­
fähigkeit infolge Unfalls oder Krankheit gegen Dritte 
haben, kraft Gesetzes auf den Betrieb bzw. Betriebs­
inhaber übergehen, soweit diese zur Zahlung ver­
pflichtet sind. Ähnliche Regelungen befinden sich in 
einer Reihe von Versorgungsgesetzen, z. B. in der 
Reichsversicherungsordnung § 1542. Nach § 30 a. a. O. 
wäre der Anspruch der Klägerin ohne weiteres 
begründet. Der Beklagte weist aber mit Recht dar­
auf hin, daß die Klägerin ihren Anspruch nicht un­
mittelbar auf § 30 a. a. O. stützen kann, da das schädi­
gende Ereignis vor Erlaß der Verordnung liegt. Es 
bleibt demnach zu untersuchen, ob es für die Ent­
scheidung des vorliegenden Rechtsstreits einen grund­
legenden Unterschied macht, wenn die Klägerin ihren

Anspruch nicht auf Abtretung kraft Gesetzes, sondern 
nur auf rechtsgeschäftliche Abtretung stützen kann.

§ 30 a. a. O. läßt materiellrechtlich keinerlei neuen 
Anspruch entstehen, sondern sagt zunächst nichts wei­
ter, als daß der Schadensersatzanspruch des verletz­
ten Arbeiters kraft Gesetzes auf den zur Zahlung ver­
pflichteten Betrieb übergeht. Nach § 404 BGB kann 
der Schuldner dem neuen Gläubiger Einwendungen 
entgegensetzen, die zur Zeit der Abtretung gegen den 
bisherigen begründet waren. Der Beklagte folgert für 
den vorliegenden Fall der rechtsgeschäftlichen Abtre­
tung aus § 404 BGB, daß er nicht zu zahlen brauche, 
weil sich der Verletzte im Rahmen der Schadensbe­
rechnung und Vorteilsausgleichung das anrechnen las­
sen müsse, was er von seinem Betrieb erhalten hat, 
und daß er dies auch dem neuen Gläubiger entgegen­
halten könne. Dies kann er aber auch bei Abtretung 
kraft Gesetzes, denn § 404 BGB ist nach § 412 BGB 
auch bei Abtretung durch Gesetz anwendbar. Der An­
spruch auf Weiterzahlung des Verdienstes bis zu 90 
Prozent netto ist auch bereits bei Eintritt des Scha­
dens und damit bei Übergang des Anspruchs kraft Ge­
setzes vorhanden. Es kann aber keinem Zweifel unter­
liegen, daß § 30 a. a. O., wie auch alle gleichartigen 
Regelungen, gerade diese Anrechnung ausschließen 
wollte und — da die Gesetzesbestimmung sonst sinn­
los wäre — ausgeschlossen hat, aus dem Gedanken 
heraus, daß es unzulässig ist, wenn ein Schädiger dem 
im Interesse der Werktätigen Leistenden gegenüber 
aus dieser Leistung Nutzen ziehen will.

Es ist auch im allgemeinen der Rechtsprechung nicht 
unbekannt, daß eine Forderung, deren Ausübung 
durch den alten Gläubiger mißbräuchlich gewesen 
wäre, in der Hand des Neugläubigers inhaltswirksam 
ist.

Diese Grundgedanken, die zur Regelung des § 30 
a. a. O. geführt haben, müssen unter unseren heutigen 
gesellschaftlichen Verhältnissen auch für den Fall Platz 
greifen, wo nur ein rechtsgeschäftlicher Übergang des 
Anspruchs stattgefunden hat. Die tarifvertraglichen 
und später gesetzlichen Leistungen der Betriebe bei 
Krankheit bis zu 90 Prozent des Nettoverdienstes die­
nen der besseren Versorgung unserer werktätigen 
Menschen. Es verstößt gegen diese Hauptziele unseres 
gesellschaftlichen Aufbaus, wollte ein Schädiger, der 
der gesamten Gesellschaft durch die Verursachung der 
Krankheit eines Werktätigen Schaden zugefügt hat, 
dem zunächst Zahlungspflichtigen Betrieb diese Zah­
lung als Schadensminderung entgegenhalten und somit 
aus unserer heutigen Besserstellung der Werktätigen 
unberechtigten Vorteil ziehen.

Ohne diese tarifvertragliche Regelung wäre der 
Schädiger verpflichtet gewesen, dem Geschädigten den 
Lohnausfall zu ersetzen. Es ist nicht' Sinn dieser Er­
rungenschaft der Arbeiterklasse, die bessere tarifliche 
Lohngestaltung im Privatbetrieb dem Schädiger zu­
gute kommen zu lassen. Der Beklagte kann demnach 
auch dem aus rechtsgeschäftlicher Abtretung klagen­
den Betrieb dessen tarifvertragliche Zahlungen nicht 
als Schadensminderung entgegenhalten.

Zu Unrecht wendet der Beklagte ein, daß es dann 
der Regelung des § 30 a. a. O. gar nicht mehr bedurft 
hätte. Das Gesetz bringt hier einmal eine Klarstellung 
und erleichtert durch den Gesetzesübergang wesent­
lich die Geltendmachung. Eine frühere gesetzliche 
Regelung wäre auch schon deshalb nicht möglich ge­
wesen, weil erst mit dem Zeitpunkt der Verordnung 
vom 3. Juni 1952 unsere Entwicklung soweit heran­
gereift war, daß eine Sicherstellung der Werktätigen 
im Rahmen der Verordnung für die gesamte Wirt­
schaft durchführbar war, während die Besserstellung 
der Werktätigen in Teilen der Wirtschaft schon vorher 
erfolgte.

Ein Anspruch aus ungerechtfertigter Bereicherung 
steht der Klägerin — entgegen der Annahme des erst­
instanzlichen Urteils — schon deshalb nicht zu, weil 
der Beklagte im vorliegenden Fall ja durch die Lei­
stung der Klägerin von seiner Schadensersatzpflicht 
nicht frei geworden, demnach auch nicht ungerechtfer­
tigt bereichert ist.

Da der Anspruch der Klägerin jedoch aus Abtre­
tung begründet ist, war die Berufung zurückzuweisen.
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